
A u s  d e r  P r a x i s  d e r  V e r t r a g s g e r i c h t e
6. DurchfBest. zur VO über die Finanzwirtschaft der 

volkseigenen Betriebe vom 15. Juli 1949 (ZVOB1. S. 548).
Auch ein berechtigter Einwand gegen die Höhe des 

Preises aus einer Warenlieferung befreit nicht von der 
Verpflichtung, den vollen Preis innerhalb der in der
6. DurchfBest. zur VO über die Finanzwirtschaft der 
volkseigenen Betriebe gesetzten Frist zu bezahlen. 
Etwas anderes gilt lediglich für den Fall der Beanstan­
dung von Menge, Qualität und Sorte.

Staatliches Vertragsgericht bei der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik, Entsch. vom
24. Juli 1953 — VIII 19/53.

Der Antragsgegner hat Rechnungen für die Ende 1951, An­
fang 1952 erfolgte Lieferung von Importwaren nach den Be­
hauptungen des Antragstellers nicht innerhalb der durch die 
6. DurchfBest. zur VO über die Finanzwirtschaft der volks­
eigenen Betriebe vorgeschriebenen Frist von 15 Tagen mit dem 
vollen Rechnungsbetrag bezahlt. Die Zahlungsverweigerung 
wird von dem Antragsgegner damit begründet, daß die Preise 
nicht den Stoppreisen des Jahres 1944 entsprochen hätten 
und daß infolgedessen die von dem Ministerium der Finanzen 
erteilte Preisgenehmigung falsch gewesen sei. Ein Antrag auf 
Neufestsetzung der Preise wurde von dem Antragsgegner 
unverzüglich gestellt; er hatte nach einigen Monaten teilweise 
Erfolg.

Der Antragsteller behauptet, daß die Einwendungen gegen 
den Rechnungsbetrag nicht von der Verpflichtung fristgerech­
ter Zahlung befreien, und verweist hierzu auf § 4 der 
6. DurchfBest.

Der Antragsgegner wendet hiergegen ein, daß diese Bestim­
mung sich nicht auf den Rechnungsbetrag beziehen könne, da 
die 6. DurchfBest. davon ausgehe, daß richtige Preise in den 
Rechnungen enthalten seien. Die mit falschen Preisen aus­
gestatteten Rechnungen habe er als nicht existent betrachtet.

Aus den G r ü n d e n :
Der von dem Antragsteller berechnete Preis war so 

lange als der gesetzlich zulässige Preis anzusehen, wie 
der auf diesen Preis bezogene Genehmigungsvermerk 
der Preisbehörde Gültigkeit hatte. Wenn der Antrags­
gegner glaubte, berechtigte Einwände gegen die Höhe 
des Preises geltend machen zu müssen, befreite ihn diese 
Annahme nicht von der Verpflichtung, den vollen Preis 
innerhalb der in der 6. DurchfBest. zur VO über die 
Finanzwirtschaft der volkseigenen Betriebe gesetzten 
Frist zu bezahlen. Etwas anderes gilt lediglich für den 
Fall der Beanstandung von Menge, Qualität und Sorte. 
Für diesen Fall — und angesichts der erschöpfenden 
Aufzählung der Beanstandungen nur für diesen — gibt 
§ 4 Abs. 5 der 6. DurchfBest. als Ausnahmeregelung die 
Möglichkeit, in Höhe des Wertes der Beanstandung 
einen entsprechenden Teil des Kaufpreises zurückzube­
halten.

Wenn in § 6 Abs. 4 der VO vom 17. Juli 1952 über 
das Bankeninkasso bestimmt wird, daß ein Einspruch 
gegen den Rechnungseinzugsauftrag auch damit be­
gründet werden kann, daß die geltend gemachte Forde­
rung nicht in voller Höhe gerechtfertigt ist, so hat diese 
Bestimmung nicht etwa die Bedeutung einer Erweite­
rung der in der 6. DurchfBest. gegebenen Grundlage für 
die völlige oder teilweise Zurückbehaltung des Kauf­
preises. Dem Antragsgegner kann auch nicht das Recht 
zugestanden werden, Rechnungen wegen der von ihm 
nicht anerkannten Preise als „nicht existent“ zu be­
trachten. Die mit einem Hinweis auf den Genehmi­
gungsvermerk des Ministeriums der Finanzen versehe­
nen Rechnungen waren ordentliche Rechnungen im 
Sinne des § 4 der 6. DurchfBest.; ihre Übersendung 
löste den Beginn der Zahlungsfrist und anschließend 
den Beginn der Verzugsfrist aus. Auch die — allerdings 
erst nach Beginn des Streites zwischen den Parteien 
erlassene — Verordnung vom 11. September 1952 über 
die Ausstellung und den Inhalt von Rechnungen für 
Warenlieferungen verlangt — neben anderen, nicht auf 
den Preis bezogenen Angaben — wegen des Preises 
lediglich die Angabe des Einzelpreises und Gesamt­
preises bei genauer Bezeichnung der gesetzlich zulässi­
gen Nebenkosten sowie Angabe eines Rechnungsver­
merkes gemäß der Preisanordnung Nr. 153 vom 15. Ok­
tober 1948. Wenn eine Rechnung diese in § 2 der Ver­
ordnung vorgeschriebenen Angaben enthält, muß sie 
nicht nur als ordnungsgemäße Rechnung im Sinne der 
VO vom 11. September 1952, sondern auch als solche im 
Sinne der 6. DurchfBest. anerkannt werden. Der Rech­
nungsempfänger ist daher nicht berechtigt, sie nach 
eigenem Ermessen als „nicht existent“ zu betrachten. 
Diese Feststellung wird dadurch bestätigt, daß die Par­

teien auf Befragen erklärt haben, daß der berichtigte 
Preis weit höher lag als der Vergleichspreis von 1944, 
daß also der von dem Antragsgegner für richtig gehal­
tene Preis von der Preisbehörde nicht gebilligt wurde. 
Wollte man dem Rechnungsempfänger freisteilen, je­
weils nach eigenem Ermessen einen genehmigten Preis 
für falsch zu erklären und infolgedessen ganz oder teil­
weise die Zahlung zu verweigern, dann hätten wesent­
liche Teile der 6. DurchfBest. ihren Sinn verloren.

Der Antragsgegner hatte selbstverständlich das Recht, 
eine Änderung des Preises zu beantragen; er hatte, falls 
sein Antrag von Erfolg war, einen Anspruch auf Rück­
gewährung eines entsprechenden Teiles des Kaufpreises. 
Von seiner Verpflichtung, in voller Höhe zu bezahlen, 
war der Antragsgegner aber selbst dann nicht befreit, 
wenn er annahm, daß der Antragsteller trotz Kenntnis 
von dem Vorliegen eines Vergleichspreises des Jahres 
1944 eine Preisfestsetzung mit der Behauptung erwirkt 
hatte, solche Vergleichspreise seien ihm-nicht bekannt. 
Wie die Preisfestsetzung seinerzeit zustande kam, ob 
sie auf der Basis von DDR-Preisen oder auf der Basis 
von Rubelpreisen vorgenommen wurde, konnte in der 
Verhandlung nicht mehr festgestellt werden. Es konnte 
auch nicht mehr festgestellt werden, ob der Rechtsvor­
gänger des Antragstellers Kenntnis von Vergleichs­
preisen des Jahres 1944 hatte oder hätte haben müssen. 
Diese Feststellung ist jedoch für das Ergebnis dieses 
Verfahrens, das auf die Forderung von Verzugszinsen 
beschränkt war, unwesentlich. Der Hinweis des Antrags­
gegners darauf, daß der Antragsteller in einem ähnlich 
gelagerten Fall das Zugeständnis gemacht habe, der An­
tragsgegner könne die Proforma-Rechnung auf Preis­
basis 1944 abändern, kann ebenfalls nicht zu einer an­
deren Beurteilung führen. Einmal kann den Vertrags­
partnern nicht das Recht eingeräumt werden, sich in 
beiderseitigem Einvernehmen über gesetzliche Bestim­
mungen hinwegzusetzen, zum anderen zeigt die Fest­
setzung eines weit höheren Preises als des Vergleichs­
preises 1944 im vorliegenden Fall, daß mindestens im 
Rahmen des hier behandelten Vertrages das Zugeständ­
nis des Antragstellers zu einem falschen Ergebnis ge­
führt hätte. Wenn ein tatsächlich falscher Preis als der 
gesetzlich zulässige Preis bestätigt wurde, ist der Ver­
waltungsakt der Preisgenehmigung fehlerhaft; er ist 
aber, wenn er in der gehörigen Form von der zustän­
digen Behörde erlassen wurde, nicht etwa nichtig, son­
dern lediglich der Anfechtung unterworfen. Auch die 
Preisverordnung Nr. 29 vom 28. Dezember 1949 — Ver­
ordnung über das Verfahren bei der Bestätigung von 
Rechnungsvermerken durch die Preisbehörde — gibt 
keinen Anlaß für die Annahme der Nichtigkeit des 
Rechnungsvermerkes und damit keine Grundlage für 
die Zurückbehaltung des Kaufpreises. Es wird in § 4 
der Verordnung lediglich festgestellt, daß, falls die be­
rechneten Preise den Preisbestimmungen nicht ent­
sprechen, der Rechnungsvermerk ungültig zu machen 
ist und daß, soweit Preisverstöße vorliegen, Ordnungs­
strafverfahren einzuleiten sind. Weitere Schlußfolge­
rungen, etwa wegen einer Erweiterung der Bestimmung 
des § 4 Abs. 5 der 6. DurchfBest. oder wegen einer Ein­
schränkung der Bestimmung des § 4 Abs. 6 der 6. 
DurchfBest. werden nicht gezogen.

Die Anfechtung wurde von dem Antragsgegner — 
wenn auch unter anderer Bezeichnung — betrieben; sie 
hatte teilweisen Erfolg.

Wäre der Antragsgegner seiner Verpflichtung aus der
6. DurchfBest. nachgekommen, so hätte er nunmehr 
einen Anspruch auf Rückgewährung gehabt; er hätte 
ferner, falls die Preisgenehmigung auf schuldhaftes 
Verhalten des Antragstellers zurückzuführen gewesen 
wäre, einen Anspruch auf Schadensersatz geltend 
machen können. Über solche Ansprüche war hier nicht 
zu entscheiden, da der Antragsgegner die Bezahlung 
über die von ihm als angemessen anerkannte Höhe hin­
aus verweigert hatte. Da die Zahlungsverweigerung un­
berechtigt erfolgte, waren Verzugszinsen gemäß § 4 
Abs. 6 der 6. DurdifBest. verwirkt. Sie waren bis zur 
völligen Bezahlung unter Berücksichtigung der Berich­
tigung der angefochtenen Preisgenehmigung zu be­
rechnen.
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